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Anpassung des Vormundschafts- und Betreuungsrechts  
war erforderlich – und muss nachgebessert werden!
Heute hat der Bundesrat die Reform des 
Vormundschafts- und Betreuungsrechts 
auf den Weg gebracht. Auch wenn das Ge-
setz aufgrund erforderlicher Gesetzesno-
vellen in den Bundesländern erst 2023 in 
Kraft tritt, begrüßt der AWO Bezirksverband 
Niederrhein die damit verbundenen zahl-
reichen zeitgemäßen Anpassungen der ge-
setzlichen Grundlagen im Vormundschafts-
wesen und im Betreuungsrecht. Gleichwohl 
handelt es sich bei der Gesetzesreform lei-
der nicht um den ganz großen Wurf.
Bei den Vormundschaften (rechtliche Vertre-
tung für Minderjährige) wird insbesondere 
der Mündel mit seinen Rechten als Subjekt 
noch stärker in den Mittelpunkt gestellt und 
der Vorrang der ehrenamtlichen Vormund-
schaft deutlicher herausgestellt. „Ehrenamt-
liche Vormunde können zu ihrem Mündel 
in der Regel eine viel persönlichere Bezie-
hung aufbauen, als dies einem hauptberuf-
lichen Vormund mit bis zu 50 Mündeln mög-
lich wäre. Außerdem, so die Erfahrungen 
in unserem Projekt Vertrauenssache, be-
gleiten die ehrenamtlichen Vormunde ihre 
Mündel häufig auch über die Volljährigkeit 
hinaus“, kann Dr. Michael Maas (Abtei-
lungsleiter Jugendhilfe beim AWO Bezirks-
verband Niederrhein) aus eigener privater 
und beruflicher Erfahrung berichten. Mit 
dem aus Mitteln der Aktion Mensch geför-
derten Projekt Vertrauenssache hatte sich 
die niederrheinische AWO Gliederung drei 
Jahre lang intensiv der Gewinnung, Qua-
lifizierung und Begleitung ehrenamtlicher 
Vormunde für unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge gewidmet.
Allerdings greifen die Anpassungen nicht 
alle Reformbereiche auf: „Denn anders 
als im Betreuungsbereich ist im Vormund-
schaftswesen keine strukturelle Förderung 
für die professionelle Gewinnung und Be-
gleitung ehrenamtlicher Vormunde vorge-
sehen. Ebenso fehlen Vorgaben für die 
statistische Erfassung zur Verteilung der 
Vormundschaftsarten und somit notwen-
dige Voraussetzungen für ein regionales 
Benchmarking“, kritisiert Dr. Michael Maas. 
Ebenso wenig fand die von nahezu allen 
Fachverbänden einmütig formulierte For-
derung, dass Vormundschaftsvereine als 
Verein (und nicht nur Vereinsvormünder als 
natürliche Personen) bestellt werden dür-
fen, keinen Eingang ins Gesetz. „Dem pro-
klamierten Anspruch eines vielfältig und 

mehrsäulig aufgestellten Vormundschafts-
wesens wird das neue Gesetz also kaum 
gerecht“, so der AWO Fachmann. Aller-
dings sei das letzte Wort noch nicht gespro-
chen: „Es wird nun davon abhängen, wie 
das Land NRW, Kommunen, Familienge-
richte und Vormundschaftsvereine die neu-
en gesetzlichen Rahmenbedingungen kon-
kret umsetzen werden“, stellt Dr. Michael 
Maas in Aussicht.
Dass – wie bei den Vormundschaften – auch 
bei der rechtlichen Betreuung das betreute 
Subjekt gestärkt wird und deren*dessen 
Wünsche zünftig zum zentralen Maß-
stab für das Betreuer*innenhandeln wer-
den, betrachtet auch Michael Rosellen als 
richtigen und wichtigen Schritt. Für die un-
verzichtbare Arbeit der Betreuungsvereine 
freut sich Michael Rosellen (Abteilungslei-
ter Behindertenhilfe beim AWO Bezirks-
verband Niederrhein) über die Zielsetzung 
des Gesetzes, „die Finanzierung zu stär-
ken und für eine angemessene Vergütung 
der Berufsbetreuer*innen zeitnah Sorge zu 
tragen und weitere Anreize für eine qua-
litativ gute Betreuung zu schaffen.“ Allein 
in den AWO Betreuungsvereinen in Nordr-
hein-Westfalen werden insgesamt ca. 4.500 
Betreuungen geführt, davon entfallen ca. 
1.500 auf Ehrenamtliche Betreuer*innen. 
Diese werden durch die Vereine fachlich 
beraten und begleitet. Pro Jahr werden ca. 
2.000 Menschen in Fragen zu Vorsorge-
vollmachten und Betreuungsverfügungen 
beraten.
Den Betreuungsvereinen kommt somit eine 
fundamentale Aufgabe bei der Gewinnung, 
Ausbildung und Begleitung der Ehrenamt-
lichen zu. Diese werden noch gestärkt, 
wenn Ehrenamtliche, die keine familiären 
Beziehungen oder persönlichen Bindungen 
zur*zum Betreuten haben, zukünftig mit 
einem Betreuungsverein eine Vereinbarung 
über eine Begleitung und Unterstützung ab-
schließen sollen.
Entsprechend müsse die Querschnittsarbeit 
der Betreuungsvereine zukünftig auskömm-
lich finanziert werden, erwartet Michael Rol-
len und sieht dafür das Land Nordrhein-
Westfalen in der Pflicht: „Gerade für die 
Ausstattung der Querschnittsarbeit wie Ko-
ordination, Bildung und Begleitung Ehren-
amtlicher sowie Qualitätssicherung müssen 
durch das Land NRW mehr Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden.“
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